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Wie deutscher Nationalismus in österreichische Köpfe kam
Volksanwalt Ewald Stadler und andere FPÖ-Politiker

sorgen mit Aussagen zur österreichischen Geschichte
immer wieder für Wirbel, obwohl ihre Partei längst

erkannt hat, dass mit Deutschnationalismus kaum noch
Wähler zu gewinnen sind. Ursachen und Folgen dieser
Ideologie beschreibt eine Serie von Manfred Scheuch.

Das Wort „deutschnational“ im
Zusammenhang mit Öster-
reich stellt jüngere Staatsbür-

ger, die in die Selbstverständlichkeit
der österreichischen Nation hinein-
gewachsen sind, vor ein Rätsel. Den-
noch hat dieser Begriff eine lange
und verhängnisvolle Geschichte.

Und es ist bezeichnend, dass man
in Österreich auch noch nach dem
Hitlerkrieg und dem Wiedererstehen
der unabhängigen Republik von „Na-
tionalen“ gesprochen hat, wenn man
Deutschnationale gemeint hat, wäh-
rend dieses Wort auf niemanden an-
wendbar ist, der sich als überzeugter
Österreicher fühlt.

Der Deutschnationalismus ist ein
vielschichtiges und schwieriges Ka-
pitel der österreichischen Ideenge-
schichte und ihrer Wechselwirkun-
gen zur Politik. Das gilt übrigens
auch für Deutschland. Während sich
Menschen in anderen Ländern eines
stolzen Nationalbewusstseins er-
freuen können, das die Schatten, die
es auch da gibt, als vernachlässi-
genswert beiseiteschiebt, erlaubt die
Geschichte der vergangenen hundert
Jahre dem Deutschnationalismus ei-
nen solchen Gnadenakt nicht.

Ein gebrochenes Verhältnis zur ei-
genen Geschichte lässt sich aber
nicht durch deren Ignorieren über-
spielen, auch nicht durch die in die

Zukunft weisende Europäisierung.
Das geschichtliche Erbe bestimmt
auch gegenwärtiges politisches Han-
deln. Wir müssen mit unserer Ge-
schichte leben – umso wichtiger ist
es, sie auch zu kennen.

Eine Wurzel des Deutschnationa-
lismus in Österreich liegt in der zwi-
schen West- und Mitteleuropa unter-
schiedlichen Entwicklung des Nati-
onsbegriffs. Weder das Heilige Römi-
sche Reich, wenn auch seit dem 15.
Jahrhundert mit dem Zusatz „deut-
scher Nation“ versehen, noch – nach
dessen Ende – die Metternichsche
Konstruktion des Deutschen Bundes
konnten ihren Bewohnern das Ge-
fühl einer gemeinsamen staatlichen
Zusammengehörigkeit geben.

Sie waren die Untertanen der Fürs-
ten, die über sie herrschten, und als
solche Angehörige souveräner Staa-
ten, von den Hauptmächten Öster-
reich und Preußen (die über die
Reichsgrenzen hinausgewachsen
waren) bis zu den Duodezländchen
etwa im heutigen Thüringen. Was
die Deutschen spätestens seit der Re-
formation einte – die sie in anderer
Weise zutiefst spaltete – war die ge-
meinsame Schriftsprache. Sie wurde
von kirchlichen und fürstlichen In-
stitutionen benützt, aber auch in der
schönen und der fallweise auftreten-
den agitatorischen Literatur.

Letzteres führte dazu, dass frühe
nationale Aufwallungen, etwa in den
Klagen über den machtlosen, „einem
Monstrum ähnlichen Staatskörper“
(Pufendorf), als den der Dreißigjähri-
ge Krieg unter dem Diktat Frank-
reichs und Schwedens das Reich
hinterlassen hatte, oder in der Wut
über die Aggressionen Ludwigs XIV.
zum Ausdruck kamen. Aber das wa-
ren nur gelegentliche Anflüge natio-
nalen Zusammenhalts. Weiterhin
überwogen die Kriege, in denen
deutsche Staaten, meist im Bündnis
mit nicht deutschen Mächten, die
Kaisermacht des „Hauses Öster-
reich“ angriffen.

Der deutschen Vielfalt souveräner
Staaten stand der vom königlichen

Absolutismus geprägte Einheitsstaat
Frankreich gegenüber, dem die Eli-
ten, das Schulsystem und schließ-
lich, nach der Revolution, jakobini-
sche Zwangsmaßnahmen auch die
einheitliche Sprache verpassten (um
1700 sprach noch etwa die Hälfte der
Landbevölkerung Frankreichs nicht
Französisch als Muttersprache).

Die „volonté générale“ (Rousseau)
als allgemeine Zustimmung zu einer
staatlichen Gemeinschaft, wurde zur
Volkssouveränität. Im deutschspra-

chigen Raum verlief die Entwicklung
umgekehrt: Zuerst war die gemein-
same Sprache da, dann, erst spät, er-
folgte die Nationsbildung. Das trug
dazu bei, dass Herder, Fichte und die
Romantiker das „Volk“ über die Na-
tion stellten. Von ihren Theorien
ausgehend, wurde die ethnische Zu-
gehörigkeit auch für das National-
bewusstsein und die Staatsbildung
in Italien, im östlichen Mitteleuropa
und am Balkan ausschlaggebend.

Unabhängig von Staats- und Lan-
desgrenzen wurde die deutsche
Sprache als das Element der Zugehö-
rigkeit zu den Deutschen angesehen,
was in den Einigungsbestrebungen
der Revolutionäre von 1848 – auch
und gerade in Wien – zum Ausdruck
kam. Der Hinauswurf Österreichs
aus den deutschen Belangen durch
Bismarck hatte bei den deutschspra-
chigen Österreichern, die allesamt
(und einschließlich der Juden) in den
Nationalitätenkatastern der Monar-
chie als Deutsche geführt wurden
und sich als solche fühlten, politi-
sche Auswirkungen.

Das Bekenntnis zum Deutschtum
blieb bei den Liberalen lebendig,
doch im einsetzenden Nationalitä-
tenstreit ging die Entwicklung weg
von der „großdeutschen“ 1848er-
Linken (deren Traditionen die Sozi-
aldemokratie übernahm) zu zuneh-
mend chauvinistischen, antihabs-
burgischen deutschnationalen Par-
teien. Beim Zerfall der Doppelmo-
narchie sah die junge Republik, sa-
hen vor allem Sozialdemokraten und
Deutschnationale, wenn auch aus
unterschiedlichen Motiven, im ge-
forderten Anschluss an Deutschland
den Nachvollzug der schon 1848 an-
gepeilten „großdeutschen“ Lösung.

Dies wurde von den Weltkriegssie-
gern verhindert, aber Österreich sah
sich in seiner Selbsteinschätzung als
„zweiter deutscher Staat“. Die weite
Streuung von Millionen Deutsch-
sprachigen in den Nachfolgestaaten
insbesondere der habsburgischen,
aber auch der russischen Monarchie
führte im Nationalsozialismus
schließlich zur Einführung des Be-
griffs „Volksdeutsche“ für alle
Deutschsprachigen außerhalb
Deutschlands und Österreichs.

Gespaltene Loyalität
Sehr rasch zeigte das Hitlerregime,

in welcher Weise es diese Verein-
nahmung brutal zu nützen gedachte:
Für Grenzrevisionen wie gegenüber
der Tschechoslowakei durch das
Münchener Abkommen im Herbst
1938, für Umsiedlungen „heim ins
Reich“ wie aus Südtirol und dem
Stalin vorerst überlassenen Baltikum
und für die durch nationalistische
Agitation von den Volksdeutschen
geforderte größere Loyalität dem
Reich gegenüber als dem Staat, in
dem sie wohnten. Daraus entsprang
die Tragödie der Vertreibungen, de-
ren Nachwirkungen jetzt zum politi-
schen Spielmaterial bei der Oster-
weiterung zu werden drohen.

Während das ethnische Abstam-
mungsprinzip in der Bundesrepublik
noch weiter gültig blieb und dabei
half, die Auswanderung Deutsch-
sprachiger aus den kommunisti-
schen Diktaturen zu ermöglichen,
hat sich Österreich zum Bekenntnis
als Staatsnation durchgerungen.
Aber noch sind, wie sich zeigt, Rest-
bestände des Deutschnationalismus
aufzuarbeiten.
Morgen: Die großdeutsche Linke 1848
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grundsätzlich für die Erhal- te diesem virtuellen Staat die furter Parlament gewannen tionalen, aus links wird rechts.

1848: Das Geburtsjahr des Nationalgefühls
Es waren politisch linke Kräfte, die im

Revolutionsjahr 1848 den ersten deutschen
Nationalstaat schaffen wollten, schreibt
Manfred Scheuch in seiner Serie über
die Wurzeln deutschnationaler Ideen.

Die Revolution des Jah-
res 1848 schien den
gemeinsamen Staat

aller – unter einer Vielzahl
von Herrschern lebenden –
Deutschen in greifbare Nähe
zu rücken. Zwar würde es
keine Republik sein, wie es
die extreme Linke der dama-
ligen Zeit wünschte, aber der
breite Strom der liberalen
und der linken Kräfte sah
sich durch die gesamtdeut-
schen Wahlen in allen Staa-
ten des Deutschen Bundes
für die Nationalversamm-
lung in der Frankfurter
Paulskirche bestätigt.

Auch die deutschen Öster-
reicher hatten mitgewählt,
nur die Tschechen Böhmens,
das ja, seit fast einem Jahr-
tausend auch Teil des alten
Heiligen Römischen Rei-
ches, innerhalb der Grenzen
des Deutschen Bundes lag,
waren nicht zur Entsendung
von Abgeordneten nach
Frankfurt bereit.

Für die Linke war die Ein-
beziehung Österreichs
selbstverständlich. Die kon-
servative Rechte hingegen,

tung der Fürstenstaaten und
ihrer Privilegien und für eine
bloß reformierte föderative
Lösung, setzte auf Preußen.

Verfassungsmäßig schuf
die Paulskirchenversamm-
lung den ersten deutschen
Nationalstaat, mit einem
Staatsoberhaupt, einer Re-
gierung und einem Parla-
ment (von den Vereinigten
Staaten war er sogar aner-
kannt worden). Die Österrei-
cher hatten darin zunächst
das Übergewicht, das
Schwarz-Rot-Gold des neuen
Deutschland war ja auch die
Farbe der Revolutionäre in
Wien gewesen, dort wehten
überall die Reichsfahnen,
selbst die Frauen trugen sie
als Kokarden.

Zum provisorischen
Staatsoberhaupt wurde als
„Reichsverweser“ Erzherzog
Johann gewählt, der, libera-
len Ideen offen, als Feind
Metternichs von der Dynas-
tie kaltgestellt worden war.
In der Reichsregierung wa-
ren die Österreicher mit Max
von Schmerling an der Spitze
stark vertreten. Doch es fehl-

Machtgrundlage, vor allem
die Armee.

Der Reichsverweser muss-
te die Preußen zu Hilfe rufen,
um den Anspruch auf die
Einbeziehung Schleswigs
durchzusetzen. Als dies in-
folge der Internationalisie-
rung des Konflikts scheiterte,
kam es in Frankfurt zu einem
Aufruhr der Linken, der zu-
gleich von nationalem und
sozialem Protest getragen
war. Johann musste preußi-
sche und österreichische
Truppen um Hilfe bitten. Im
Oktober 1848 wurde in Wien
die Revolution blutig nieder-
geschlagen.

Der neue Kaiser Franz Jo-
seph und sein Minister
Schwarzenberg wollten die
multinationale Monarchie
mit Rückkehr zum Absolu-
tismus erhalten, ihre Vision
war die Verbindung mit
Deutschland zu einem (da-
mals) 70-Millionen-Reich
unter Habsburgs Führung.
Im dahindümpelnden Frank-

jene Kräfte die Oberhand, die
sich mit einer „kleindeut-
schen“ Lösung in Anlehnung
an Preußen begnügen woll-
ten. Der preußische König,
mit knapper Mehrheit zum
Kaiser gewählt, lehnte die
Krone als „mit dem Luderge-
ruch der Revolution behaf-
tet“ ab.

Unerfüllte Sehnsucht
Die Geburt des deutschen

Nationalstaates war ver-
schoben – obwohl die wirt-
schaftliche Entwicklung und
daher die liberalen Kräfte des
Bürgertums dazu ebenso
drängten wie das von der Re-
volution geweckte, auch von
den Hoffnungen der rechtlo-
sen Volksschichten getrage-
ne neue Nationalgefühl.

Die Mythisierung der ge-
scheiterten 48er-Revolution
ließ die großdeutschen
Sehnsüchte gerade in Öster-
reich weiterleben: nicht nur
bei den sich in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts
herausbildenden deutschna-
tionalen Parteien, sondern
auch in der Sozialdemokra-
tie, die die mit gesamtdeut-
schen Vorstellungen ver-
knüpfte revolutionäre Tradi-
tion von 1848 auch noch in
der Ersten Republik bewusst
pflegte.
Lesen Sie am Montag: Die Li-
beralen werden zu Deutschna-
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und durch die Wirtschafts- Staatssprache (also auch in fung des Antisemitismus

Bruch mit liberaler Toleranz
Wie in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
aus den Liberalen von 1848 Deutschnationale

und aus politisch Linken Rechte wurden,
beschreibt Manfred Scheuch in seiner Serie
über die Grundlagen dieser Geisteshaltung.

Die gewaltsame Ver-
drängung Österreichs
aus Deutschland

durch Bismarck, die „klein-
deutsche“ Lösung bei der
Bildung des deutschen Na-
tionalstaates, brachte keine
grundlegende Änderung des
nationalen Selbstverständ-
nisses der Deutschsprachi-
gen im Habsburgerstaat.

„Österreicher“ durften
sich alle nennen, die im
„zisleithanischen“ Teil des
nun zur Doppelmonarchie
gewordenen Reiches lebten.
Österreicher zu sein war ein
staatsbürgerlicher, kein eth-
nischer Begriff. Die Volks-
zählung kannte deutsche,
tschechische, polnische,
ruthenische, slowenische,
kroatische und italienische
Österreicher. Das deutsch-
bewusste Bürgertum, zu
dem sich auch das jüdische
Bürgertum bekannte, vertre-
ten durch die liberale Ver-
fassungspartei, beanspruch-
te bis in die Siebzigerjahre
die Leitung im Staat. Die Li-
beralen und ihre „Juden-
presse“ wurden von den mit
der katholischen Kirche eng
verbundenen, patriotisch-
habsburgischen Konservati-
ven heftig angegriffen.

Die große Wirtschaftskrise
von 1873 brachte jedoch den
Liberalismus in Misskredit.
Die Forderungen der nicht
deutschen Nationalitäten
führten zur Spaltung der
Deutsch-Liberalen: Eine
jüngere Generation setzte
auf eine kompromisslose
deutsche Politik.

Das machtvolle Deutsche
Reich, in dessen Abhängig-
keit Österreich-Ungarn
durch seine Bündnispolitik

kraft des Nachbarn zuneh-
mend geriet, übte auf sie
große Anziehungskraft aus.
Im sich verschärfenden Na-
tionalitätenkampf ging es
ihnen vorweg darum, die
deutsche Mehrheit im Staat
(durch Abtrennung des pol-
nisch-ukrainischen Galizi-
en) und vor allem die Zuge-
hörigkeit Böhmens und
Mährens zu diesem zu si-
chern.

Im Parlament sonderte
sich ein „Fortschrittsklub“
von den Altliberalen ab.
Dem Waldviertler Abgeord-
neten Georg Ritter von
Schönerer war auch dieser

noch zu zahm, und er grün-
dete seine eigene Partei.
Auch Männer jüdischer
Herkunft wie Heinrich
Friedjung und Victor Adler
hatten den Eindruck, dass
hier ein progressiver Weg
aus der Versteinerung der
Monarchie eingeschlagen
würde. Zusammen mit dem
(später ebenfalls zur Sozial-
demokratie stoßenden) En-
gelbert Pernerstorfer arbeite-
ten sie Schönerers „Linzer
Programm“ aus.

Es verlangte u. a. die Be-
schränkung Österreichs auf
jene Kronländer, die vordem
dem Deutschen Bund ange-
hört hatten und dort die Ein-
führung von Deutsch als

Böhmen), die schrittweise
Erweiterung des Wahl-
rechts, eine von konfessio-
neller Bevormundung be-
freite Volksschule, eine
progressive Einkommens-
und eine Luxussteuer, Ver-
staatlichung der Eisenbah-

nen und eine Zollunion mit
dem Deutschen Reich.

Antisemit Schönerer
Bald freilich mussten Ad-

ler und seine Freunde er-
kennen, mit wem sie sich
eingelassen hatten. 1882, bei
der Gründung des „Deutsch-
nationalen Vereins“, wurde
schon der Ausschluss der
Juden aus dem Verein bean-
tragt, und 1885 wurde dem
„Linzer Programm“ ein
zwölfter Punkt hinzugefügt:
„Zur Durchführung der an-
gestrebten Reformen ist es
unerlässlich, den jüdischen
Einfluss auf allen Gebieten
des öffentlichen Lebens zu
beseitigen.“

Schönerer ging auf anti-
semitischen Kurs, er zer-
krachte sich bald mit ande-
ren deutschnationalen
Gruppierungen, wurde Vor-
kämpfer der antikatholi-
schen „Los-von-Rom-Bewe-
gung“, gründete eine neue,
„Alldeutsche Vereinigung“
und sprach sich schließlich
für die staatliche Verbin-
dung Österreichs mit dem
Hohenzollernreich aus.

Er konnte weder eine Mas-
senbewegung auf die Beine
stellen noch besondere
Wahlerfolge erzielen; seine
Zeitung „Unverfälschte
deutsche Worte“ erschien in
einer Auflage von maximal
1700 Stück. Seine Radaupo-
litik brachte ihn um den
Adelstitel und zeitweise ins
Gefängnis. Doch mit Schö-
nerer hatte der Antisemitis-
mus in die deutschnationale
Bewegung Eingang gefun-
den, der Bruch mit liberaler
Toleranz war perfekt.
Lesen Sie morgen: Verschär-
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Die Nationalisten werden rassistisch
Wie sich religiöser und wirtschaftlicher

Antisemitismus in der deutschnationalen
Bewegung zum rassistischen Judenhass

verschärfte, beschreibt Manfred Scheuch in
der heutigen Folge seiner Serie.

Der politische Antisemi-
tismus in Deutschland
und Österreich war ur-

sprünglich eine Waffe der
Konservativen im Kampf ge-
gen den Liberalismus. Schon
1848 empörte sich die Kon-
terrevolution über die
„Wühlerei“ jüdischer Jour-
nalisten und Revolutionäre.

Nicht zufällig standen
kirchliche Repräsentanten,
besorgt um die Verbindung
zwischen Thron und Altar –
in Deutschland voran der
Hofprediger Pastor Adolf
Stoecker, in Österreich etli-
che katholische Pfarrer und
Kapläne –, an vorderster
Front der Feinde der Juden.

Zu den alten Vorurteilen
des religiösen trat der wirt-
schaftliche Antisemitismus,
der die Schuld an den Aus-
wüchsen des Frühkapitalis-
mus und an seinen Krisen
dem jüdischen Bankkapital
zuschob und Anklang bei all
denen fand, die sich in Beru-
fen wie Bankiers, Rechtsan-
wälten oder Ärzten einer in-
folge der liberalen Emanzipa-
tionsgesetze rasch aufstei-
genden jüdischen Konkur-

renz gegenüber sahen. Hinzu
traten die kleinbürgerlichen
Handels- und Gewerbetrei-
benden und die Bauern, die
die Hofverschuldung (eine
Kehrseite der Bauernbefrei-
ung durch die Grundablöse)
den jüdischen Geldverlei-
hern zuschoben.

In Deutschland trat sogar
eine eigene Antisemitenpar-
tei auf und bekam in den spä-
ten Neunzigerjahren Manda-
te im Reichstag, in Österreich
übernahm sehr bald Karl
Luegers Christlichsoziale
Partei die antisemitische
Agitation. Erst als Lueger
nach langer Weigerung des
Kaisers endlich Wiener Bür-
germeister war, bekannte er
in vertraulichem Gespräch:
„Ja, wissen S’, der Antisemi-
tismus is a sehr gutes Agitati-
onsmittel, um in der Politik
hinaufzukommen; wenn
man aber amal oben ist, kann
man ihn nimmer brauchen;
denn dös is a Pöbelsport.“

Für die Deutschnationalen
war der antikapitalistische
Touch des Antisemitismus,
mit dem ein Lueger die „Mo-
dernisierungsverlierer“ von

damals gewann, ebenso we-
nig attraktiv wie die alten re-
ligiösen Vorurteile gegen die
Juden. Ihre Deutschtümelei,
ihre Verehrung für das „ech-
te“ Volkstum und ihre Inan-
spruchnahme der Germanen
als Stammväter der Deut-
schen ließen sie eine neue,
und wie sich herausstellen
sollte, bösartigste Form der
Judenfeindschaft aufgreifen:
den Rassenantisemitismus.

Pseudowissenschaftliche
Theorien wie die des franzö-
sischen Grafen Joseph Ar-

thur Gobineau von der unter-
schiedlichen Wertigkeit der
Rassen und jene des Eng-
länders Houston Stewart
Chamberlain, der in der ras-
sischen Vermischung der
germanischen Eliten den Un-
tergang der abendländischen
Kultur heraufziehen sah,
wurden popularisiert und
flossen in die Programme
deutschnationaler Gruppie-
rungen ein.

Der (sprachwissenschaft-
liche) Begriff „Arier“ wurde

rassistisch umgedeutet und
den Semiten, womit in erster
Linie die Juden gemeint wa-
ren, entgegengesetzt. „Die
Religion ist einerlei, die Ras-
se ist die Schweinerei“, lau-
tete der Kampfruf extremisti-
scher Deutschnationaler.

Im k. u. k. Rechtsstaat
konnte das zunächst nur die
Auswirkung haben, dass
Vereine wie die studenti-
schen Burschenschaften, der
Deutsche Turnerbund und
schließlich auch der Alpen-
verein Juden als Mitglieder
ausschlossen.

Wie der Antisemitismus in
subtiler Weise auch akade-
mische Kreise zu durchdrin-
gen begann, zeigte etwa der
Dramatiker Arthur Schnitz-
ler in seinem Stück „Profes-
sor Bernhardi“.

In der „Dolchstoßlegen-
de“, die die Niederlage im
Ersten Weltkrieg jüdischen
Verrätern zuschob, der Angst
vor dem „jüdischen Bol-
schewismus“, dem Hass ge-
gen die „verjudete“ Sozial-
demokratie und den Vorwür-
fen der Zersetzung von Kul-
tur und Sexualmoral fanden
sich Christlichsoziale und
Großdeutsche in der Ersten
Republik häufig, auch wenn
die Anschlussfreundlichkeit
der Erstgenannten sich in
Grenzen hielt.
Lesen Sie morgen: Der verhin-

derte Anschluss 1918
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Der verhinderte Anschluss von 1918
Nach dem Zusammenbruch der Monarchie

betrachteten rechte und linke Politiker
„Deutschösterreich“ als Teil der deutschen

Republik, schreibt Manfred Scheuch im
heutigen Teil seiner Zeitgeschichte-Serie.

Für die Abgeordneten
aller Parteien aus den
deutschsprachigen Ge-

bieten Österreichs (also auch
aus dem noch ungeteilten Ti-
rol sowie aus den deutsch-
sprachigen Randgebieten
Böhmens, Mährens und
Schlesiens), die am 22. Okto-
ber 1918 im Parlament in
Wien zusammentraten, be-
stand für ihre Zugehörigkeit
zum deutschen Volk kein
Zweifel.

Aufruf zum Volksstaat
Der Sozialdemokrat Victor

Adler rief die Nachbarvölker
(vergeblich) auf, mit dem
„Volksstaat“ Deutschöster-
reich einen freien mitteleu-
ropäischen Völkerbund zu
bilden, andernfalls sich die
Republik als Sonderbun-
desstaat dem Deutschen
Reich anschließen werde.
Am 12. November 1918 wur-
de die demokratische Repu-
blik Deutschösterreich aus-
gerufen; der Artikel 2 des da-
bei verlesenen Verfassungs-
entwurfs lautete: „Deutsch-
österreich ist ein Bestandteil
der deutschen Republik.“

Die Linke in der Sozialde-
mokratie mit Otto Bauer an

der Spitze hatte bereits seit
dem 13. Oktober mit einer
Artikelserie in der Arbeiter-
Zeitung den Anschlussge-
danken auf die Tagesord-
nung gesetzt. Bauer selbst
hat die Motive dafür darge-
stellt: Es sollte damit bürger-
lichen Wünschen, eine
konstitutionelle Monarchie
zu bilden, entgegengetreten,
die Deutschen in Böhmen
und Mähren (wo die Sozial-
demokraten starke Positio-
nen hatten) vor der tschechi-
schen Herrschaft bewahrt,
dem Selbstbestimmungs-
recht Genüge getan und,
„den Gedanken der Republik
mit dem der deutschen Ein-
heit vermählend, an die
Überlieferung der Demokra-
tie von 1848“ angeknüpft
werden.

Die Vereinigung mit
Deutschland war – aus na-
tionalen und wirtschaftli-
chen Gründen – auch das
Ziel der Deutschnationalen,
auch sie waren in den Sude-
tengebieten stark vertreten.
Die noch immer den Habs-
burgern nachhängenden
Christlichsozialen waren zu-
rückhaltender, aber schließ-
lich stimmten alle drei Par-

teien dafür. Die Siegermäch-
te, allen voran Frankreich,
dachten nicht daran, das be-
siegte Deutschland durch ei-
nen Anschluss Österreichs
zu stärken, und sie überlie-
ßen die drei Millionen Sude-
tendeutschen ohne Abstim-
mung dem neuen tsche-
choslowakischen Staat.
Auch Südtirol zwischen
Brenner und Salurner Klause
wurde ohne Befragung seiner
Bewohner abgetrennt. Die
Republik musste im Frie-
densvertrag von Saint-Ger-
main die ungeliebte, ja ge-
fürchtete kleinstaatliche

Selbstständigkeit akzeptie-
ren und den alten Namen, an
dem auch die Kriegsschuld
haftete, beibehalten.

Als die Koalition 1920 zer-
brach und die Christlichso-
zialen die Regierung über-
nahmen, wurde der An-
schlusswunsch auf Spar-
flamme geschaltet, um die
westlichen Kreditgeber nicht
zu vergrämen.

Die Sozialdemokratie ver-
sagte sich diesen Opportu-
nismus. Bis zur Machtergrei-

fung Adolf Hitlers blieb der
„Anschluss an die deutsche
Republik mit friedlichen
Mitteln“ programmatisches
Ziel, und die Arbeiter-Zeitung
nannte sich bis zu ihrem
Verbot im Jahre 1934 „Zen-
tralorgan der Sozialdemokra-
tie Deutschösterreichs“.

„Gesamtdeutsch“
Nach dem März 1938 hoff-

te Otto Bauer auf eine „ge-
samtdeutsche Revolution“,
und noch Bruno Kreisky, der
„alten Partei“ verbunden, be-
stand darauf, den 1918 de-
klarierten Anschluss streng
von dem nur unter Anfüh-
rungszeichen zu nennenden
„Anschluss“ von 1938 zu un-
terscheiden.

Mitunter wird in zeitge-
schichtlichen Diskussionen
den Sozialdemokraten ihre
Haltung zum Anschluss po-
lemisch vorgehalten. Dem-
gegenüber lässt sich umge-
kehrt argumentieren, dass
damals nicht nur ein Ausweg
aus einer Situation der Ratlo-
sigkeit gesucht wurde, son-
dern dass mit der Geltung des
vom damaligen US-Präsiden-
ten Woodrow Wilson ver-
kündeten Selbstbestim-
mungsrechtes auch für die
Unterlegenen und dem Ver-
zicht auf deren Demütigung
Europa möglicherweise der
ganze Horror der Hitlerei er-
spart geblieben wäre.
Lesen Sie morgen: Der „zweite

deutsche Staat“
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Der „zweite deutsche Staat“
In der Zeit zwischen den Weltkriegen standen
sich in Österreich Rechte und Linke feindlich

gegenüber. Ein Großteil der Deutsch-
nationalen schloss sich den Nationalsozialisten
an, schreibt Manfred Scheuch in seiner Serie.

Das Ende der sozial-
demokratisch-christ-

lichsozialen Koalition
unter Karl Renner im Juni
1920 leitete die folgen-
schwere Polarisierung zwi-
schen den „Lagern“ in Öster-
reich ein. Die bürgerlichen
Parteien standen in Konfron-
tation mit der fortan opposi-
tionellen Sozialdemokratie,
die Christlichsozialen und
Großdeutschen regierten
1921–32 gemeinsam, bilde-
ten 1927 als „Bürgerblock“
gar eine Einheitsliste. Zeit-
weise waren auch der eben-
falls großdeutsche Land-
bund, eine antiklerikale
Bauernpartei, und die offen
faschistische, von Mussolini
unterstützte Heimwehr Ko-
alitionspartner.

Die deutschnationale
Gruppierung, durch den
Abgang der Sudetenvertre-
ter geschwächt, nannte sich
1920 Großdeutsche Volks-
partei. Es war eine bürgerli-
che Honoratiorenpartei mit
einem hohen Anteil an Be-
amten, Lehrern und Univer-
sitätsprofessoren. Sie berief
sich auf josephinische und
1848er-Traditionen. Ihre
verwaschene Ideologie ent-
sprang einem Kompromiss
der in deutschnationalen
Zirkeln vertretenen Ansich-
ten: Sie war antimarxistisch,
aber auch gegen Klerikalis-
mus, war antisemitisch und
zeigte gleichzeitig Reste li-
beraler Züge; über allem
stand der Wunsch nach Ver-
einigung mit Deutschland,
der Weimarer Republik.

Das Reservoir ihrer Eliten
waren die studentischen

schlagenden Verbindungen.
Schon in der Monarchie ge-
gründete Vereinigungen wie
der Deutsche Schulverein
und der Deutsche Turner-
bund waren Vorfeldorgani-
sationen; auch der „Deut-
sche und österreichische
Alpenverein“, der mit einem
Arierparagrafen Juden aus-
schloss, stand ihnen nahe.
Zeitweise stellten sie mit
Wiens Polizeipräsidenten
Johann Schober (dem unmit-
telbar Verantwortlichen für
das Justizpalast-Massaker
1927) sogar den Bundes-

kanzler bzw. Außenminis-
ter. Sein Versuch, die Aus-
wirkungen der Wirtschafts-
krise durch eine Zollunion
mit Deutschland zu mildern,
scheiterte am Einspruch
Frankreichs (1931).

Im Elend nach dem Ersten
Weltkrieg und dann in der
Zeit der Massenarbeitslosig-
keit konnte der „Staat, den
keiner wollte“, kaum patrio-
tische Gefühle aufkommen
lassen. Als der christlichso-
ziale Bundeskanzler Engel-
bert Dollfuß Schritt für
Schritt den Boden der De-
mokratie bis zu deren Zer-
störung verließ, versuchte
er, mit seiner Einheitspartei
„Vaterländische Front“ ei-

nen österreichischen Patrio-
tismus zu wecken.

Der Versuch war zum
Scheitern verurteilt, weil
weit mehr als die Hälfte der
Bevölkerung ins politische
Abseits gestoßen worden
war. Die politischen Köpfe
der Sozialdemokratie saßen
im Exil oder im Anhaltelager
Wöllersdorf, die Deutschna-
tionalen fanden sich, wie die
letzten Regionalwahlen vor
1934 zeigten, größtenteils in
der seit Hitlers Machtergrei-
fung im Aufschwung be-
findlichen, nun ebenfalls
illegalen Nazipartei wieder.

Der austrofaschistische
Patriotismus hatte nicht nur
das Handicap, dass er autori-
tär verordnet wurde. Seine
Österreich-Verherrlichung

war rückwärts gewandt, die
Habsburger-Verklärung er-
laubte (vom Ausland kri-
tisch betrachtete) Gedan-
kenspiele mit einer Restau-
ration der Monarchie. Die
politisierende Kirche als
Stütze des Regimes übte mit
Gewissenszwang ihr nicht
zukommende Macht aus.

Der Ständestaat hielt an
der Konzeption Österreichs
als „zweiter deutscher
Staat“, antipreußisch und im
Hinblick auf Hitler als der
bessere, fest. Österreich sei –
angesichts des Nationalso-
zialismus – das letzte Boll-
werk des deutschen Geistes.

Im Lied über den von den
Nazis ermordeten Dollfuß
hieß es: „Er gab für Öster-
reich sein Blut, ein wahrer
deutscher Mann.“ Sein
Nachfolger Kurt Schusch-
nigg verabschiedete sich, als
1938 Hitlers Truppen anroll-
ten, von den Österreichern
im Radio mit der Weigerung,
„deutsches Blut“ zu vergie-
ßen, und „mit einem deut-
schen Wort“.
Lesen Sie morgen: Deutschna-
tionaler Weg ins Verhängnis
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Deutschnationaler Weg ins Verhängnis
Wie die von fast allen Gesellschaftssektoren
ausgehende deutschnationale Prägung der
Österreicher bei der Abstimmung 1938 zu
einem Votum für die „Wiedervereinigung“

führte, beschreibt Manfred Scheuch.

Im Weltbild Adolf Hitlers
kulminierte, was sich an
der Wende zum 20. Jahr-

hundert in der Habsburger-
monarchie an Nationalitä-
tenhass zusammengebraut
hatte. Das deutschsprachige
Bürgertum sah seine Vor-
rangstellung durch die sla-
wische Mehrheit bedroht,
den „Dienstbotenvölkern“
wurde „germanische“ Über-
legenheit entgegengehalten.
Der deutsche Nationalstaat,
für den der großsprecheri-
sche Kaiser Wilhelm II.
Weltgeltung verlangte, wur-
de für den Deutschnationa-
lismus Vorbild.

Antisemitismus und Sla-
wenverachtung gingen in für
skurril gehaltene Theorien
eines weltweiten „Rassen-
kampfes“ ein, wie sie der
verhinderte Maler Hitler in
Wien in den „Ostara“-Heften
des entlaufenen Mönches
Lanz „von Liebenfels“ (er war
kein Adeliger) lesen konnte.
Der Beginn des Ersten Welt-
krieges war von Hassorgien
(auch namhafter Literaten)
gegen die Feinde und von
deutschnationalen Ausbrü-
chen selbst sozialdemokrati-
scher Journalisten begleitet.

Hitlers konsequenter Weg
führte von der Flucht vor der
k.u.k. Rekrutierung zur be-
geisterten Freiwilligenmel-
dung in die deutsche Reichs-

Niederlage maßlos ent-
täuschten Gefreiten reifte die
Vorstellung einer gewaltsa-
men Revision; eine verhäng-
nisvolle Entwicklung ließ
ihn zur Vollstreckung antre-
ten. „Der Nationalsozialis-
mus ist jene Bewegung, die
das preußische Schwert der
österreichischen Narretei
zur Verfügung gestellt hat“,

beschrieb der Soziologe Au-
gust M. Knoll diese Verbin-
dung, die es als keinen Zufall
erscheinen lässt, dass es ein
Mann aus Österreich war,
dessen verbrecherischer
Wahn millionenfachen Tod
über ganz Europa brachte.

Nachdem der Westen den
Vertragsbruch der Rhein-
landbesetzung hingenom-
men hatte, wurde Österreich
Hitlers nächstes Aggressi-
onsziel. Die Ständestaat-Re-
gierung hatte sich mit der
gewaltsamen Ausschaltung
der Sozialdemokraten im Fe-
bruar 1934 die potenziellen
Bundesgenossen gegen Hit-

gemacht und sich damit auch
der Sympathien der westli-
chen Demokratien beraubt.

Die österreichischen Nazis
suchten mit Terrorakten und
dann mit dem Putschversuch
vom Juli 1934, dem Kanzler
Engelbert Dollfuß zum Opfer
fiel, die Regierung zu Fall
zubringen. Aber als infolge
von Mussolinis Abessinien-
abenteuer der italienische
Schutzherr wegfiel, begann
sich das Regime mit Berlin zu
arrangieren. Die Massenar-
beitslosigkeit trug stark dazu
bei, dass die Agitation der il-
legalen NSDAP und die deut-
sche Propaganda bei vielen
Menschen auf fruchtbaren
Boden fiel.

Die illegale SA bekam Zu-
wachs aus Schichten, die
keineswegs nur dem
deutschnationalen Sockel
der Burschenschaften und

rechtsextrem-demokratie-
feindlicher Gruppen ange-
hört hatten. Die Exzesse von
Demütigung, Raub und Ge-
walt, die die Juden in Wien
und anderen Städten im
März 1938 erdulden muss-
ten, zeigten, welch niederen
Instinkten der Nationalso-
zialismus – jenseits allen
Deutschnationalismus – frei-
en Raum ließ.

Die Österreicher, die bis
dahin von den Bekundungen
aller gesellschaftlich rele-
vanten Gruppierungen
nichts anderes gehört hatten,
als dass sie Deutsche seien,
wurden gefragt, ob sie für die
„Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen
Reich“ und für Adolf Hitler
waren; das „Ja“ konnte also

den. Um ganz sicherzuge-
hen, arbeitete nicht nur die
Nazipropaganda auf Hoch-
touren; auch waren die
200.000 Juden und dazu
177.000 „Mischlinge“ von
der Abstimmung ausge-
schlossen und 70.000 vermu-
tete Nazigegner bereits vor-
sorglich inhaftiert worden.

Die Wähler folgten promi-
nenten Befürwortern des
„Ja“: den österreichischen
Bischöfen mit Kardinal In-
nitzer an der Spitze und dem
Sozialdemokraten Karl Ren-
ner, der in einem Zeitungsin-
terview sagte: „Obschon
nicht mit jenen Methoden,
zu denen ich mich bekenne,
errungen, ist der Anschluss
nun vollzogen, ist geschicht-
liche Tatsache, und diese be-
trachte ich als wahrhafte Ge-
nugtuung für die Demüti-
gungen von 1918.“

Fast 100 Prozent
Das 99,73-Prozent-Ergeb-

nis war sicherlich fallweise
auch Ergebnis des Drucks,
der insbesondere in kleinen
Orten für eine „offene Ab-
stimmung“ ausgeübt wurde,
aber zu einem viel beträcht-
licheren Teil Folge der
deutschnationalen Prägung,
die die Menschen in den Jah-
ren der Republik – über die
Parteigrenzen hinaus – er-
fahren hatten. Oder, noch
einfacher, wie es ein Arbeiter
„danach“ ausdrückte: „Wir
waren überzeugt, schlechter
kann’s nimmer kommen.“
Was sich freilich bald als
verhängnisvoller Irrtum he-
rausstellen sollte.
Lesen Sie morgen: „Die Liebe
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„Die Liebe zu Deutschland ausgetrieben“
Wie negative Erfahrungen mit den NS-

Funktionären aus dem „Altreich“ die nach dem
Anschluss von 1938 in der „Ostmark“ Lebenden
ernüchterten, beschreibt Manfred Scheuch in
der heutigen Folge seiner Zeitgeschichteserie.

Erst mit der Vereinigung
Österreichs mit dem bö-
sesten Deutschland, das

es je gab, begann den vielen,
die sich bis dahin als Ange-
hörige des deutschen Volkes
gefühlt hatten, zu dämmern,
dass es da Unterschiede gab,
die sich nicht bloß aus Dia-
lekt und Volksbrauch und
auch nicht nur aus der natio-
nalsozialistischen Herrschaft
ableiten ließen.

Die Ernüchterung begann
schon damit, dass der Schil-
ling zum Kurs von 1,50 gegen
eine Reichsmark umge-
tauscht wurde, was den An-
kömmlingen aus dem „Alt-
reich“ ermöglichte, Dinge
günstig zu erstehen, die
draußen längst Mangelware
waren. Der sofort einsetzen-
de Gestapo-Terror, zunächst
in erster Linie gegen Funk-
tionäre des „Systems“ und
Juden, bald aber auch gegen
andere politisch „Unzuver-
lässige“ gerichtet, beunruhig-
te und machte „Dachau“ zu

einem geflüsterten, gefürch-
teten Ort.

Viele alte Nazis waren ver-
ärgert darüber, dass nicht sie,
sondern Leute aus dem Reich
an die Kommandostellen ge-
setzt wurden – bis hinauf
zum Eintagsbundeskanzler
Arthur Seyß-Inquart, der
dem Saarländer Josef Bürckel
als Reichskommissar für die
Eingliederung der „Ostmark“
Platz machen musste. Die Ar-
roganz der landfremden neu-
en Herren ließ die Deutschen
„von draußen“ bald zu unge-
liebten „Piefkes“ werden.

Als sich bewahrheitete,
was denkende Nazigegner
immer gesagt hatten – Hitler,
das ist der Krieg –, wurde
vielen erst klar, wofür die er-
sehnte Arbeit, die sie endlich
wieder bekommen hatten,
die Arbeit, für die Hermann
Göring in Linz Stahlwerke
aus dem Boden stampfen
ließ, in erster Linie da war:
direkt oder indirekt eben für
den Krieg.

Eine chauvinistische
Kriegsbegeisterung wie beim
Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs gab es – übrigens im
ganzen Reich – nirgendwo.
Dennoch meldeten sich auch
in Österreich viele indoktri-
nierte junge Menschen – de-
nen in der Schule und der
Hitlerjugend, in unzähligen
Reden und Liedern einge-
bläut worden war, dass
„Deutschland über alles in
der Welt“ und „die Fahne

mehr als der Tod“ seien –, als
Kriegsfreiwillige.

Der vom Nationalsozialis-
mus in eine pseudoreligiöse
Weltanschauung überhöhte
Deutschnationalismus mach-
te aus ihnen zugleich Täter
und Opfer. Die „Goldfasane“
(hochrangige NS-Funktionä-
re) aber, unter ihnen über-
proportional viele Österrei-
cher, konnten endlich unge-
hemmt als rassistische „Her-

renmenschen“ auftreten: ge-
gen Juden, für deren Vernich-
tung sich der Wahn des Füh-
rers von der „Vorsehung“
auserwählt glaubte; gegen die
slawischen „Untermen-
schen“, denen bestenfalls das
Los von Kolonialsklaven zu-
gedacht war.

Längst hatte sich der An-
spruch auf Selbstbestim-
mung, dem die Westmächte
in München noch den Schein
von Recht abnahmen, mit
dem Einmarsch in Prag als
Vorwand entlarvt, hinter
dem sich das Streben nach
imperialistischer Herrschaft
über Europa verbarg. Und für
Polen, Ukrainer, Russen
wurde „deutsch“ nur mehr
ein anderes Wort für brutals-
te Unterwerfung, Zerstörung
und Massenmord.

Oder ein Wort, dessen man
sich schämen musste. Im ös-
terreichischen Widerstand
jedenfalls war es so weit. Die
Katholiken, die schon im
Herbst 1938 in die erste große
Konfrontation mit dem Nazi-
regime geraten waren, wuss-
ten jetzt: Das war jedenfalls
nicht die „Reichsidee“, wie
sie sie verstanden hatten. Die
Legitimisten – treu zu Otto
Habsburg, der in den USA für
das Wiedererstehen Öster-

reichs warb – waren von An-
fang an gegen Hitler.

Die Kommunisten hatten
ihre eigene Idee von der ös-
terreichischen Nation und
sahen sich 1943 durch die
Moskauer Deklaration der
Alliierten über das Wieder-
erstehens Österreichs – als
erstes Opfer Hitlers – bestä-
tigt. Und als ein Emissär der
deutschen Offiziere, die die
Verschwörung gegen Hitler
vorbereiteten, den Sozialde-
mokraten Adolf Schärf auf
weitere Gemeinsamkeit „da-
nach“ ansprach, sagte dieser:
„Der Anschluss ist tot. Die
Liebe zum Deutschen Reich
ist den Österreichern ausge-
trieben worden.“

Nazi-Nostalgie
Schärf mag damals, 1944,

schon für viele, aber nicht für
alle Österreicher gesprochen
haben. Und wenn es heute
das Deutsche Reich nicht
mehr gibt, die Bundesrepu-
blik kein Land österreichi-
scher Sehnsüchte ist – auch
als Nostalgie ist Deutsch-
nationalismus unerträglich,
denn er wird, wie sich weist,
unweigerlich zur Nazi-
Nostalgie.

Lesen Sie am Montag: Das
Werben um die „Ehemaligen“
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Werben um die „Ehemaligen“
Über Nachkriegsösterreich, vom „Geist der

Lagerstraße“ und der politischen Ausschaltung
alter Nazis bis zum neuerlichen Werben um
ihre Stimmen schreibt Manfred Scheuch in

der heutigen Folge seiner Zeitgeschichteserie.

Die Wiedererrichtung
der unabhängigen Re-
publik Österreich im

Jahre 1945 entsprach zwei-
fellos dem Willen der Mehr-
heit der Österreicher. Ganz
anders als 1918 hatten sie
gelernt, dass die Vereinigung
mit Deutschland in keiner
Weise dem entsprochen hat-
te, was deutschnationale
Dichter dereinst erfleht hat-
ten: „. . . nimm dein Kind
vom Donaustrande an dein
Herz, Germania.“

Zumindest alle, die sich
nicht in der Nazipartei enga-
giert hatten, waren froh, dass
die Diktatur vernichtet war,
wenn auch unter für die Be-
völkerung oft höchst bitteren
Begleiterscheinungen. Und
jedenfalls durften die Öster-
reicher, deren Republik
noch vor Kriegsende wieder-
erstand, hoffen, dass sie sei-
tens der Sieger eine bessere
Behandlung als die Deut-
schen erfahren würden.

Nicht zu übersehen ist,
dass die aus dem Widerstand
kommenden neuen Eliten
vom „Geist der Lagerstraße“
beseelt waren, hatten doch
in den Konzentrationslagern
und Gefängnissen die einsti-
gen Bürgerkriegsfeinde zu
dem Willen gefunden, es ein
neues Mal besser zu machen
als in der Ersten Republik.
Und bei den ersten Wahlen,
noch 1945, kam dies ebenso
zum Ausdruck wie mit der
Abfuhr für die Kommunisti-
sche Partei der überdeutli-
che Wille, sich nicht neuer-
lich einem totalitären Sys-
tem auszuliefern.

„Entnazifizierung“
Das neue Österreich stand

aber auch vor der Aufgabe,
den alliierten Auftrag zur
Entnazifizierung durchzu-
führen – ein Problem, dessen
Lösung ja auch ohne diesen
Auftrag eine Lebensfrage für
den Neubeginn war. Grund-
lage bildete das bereits am

8. Mai 1945 beschlossene
Verbotsgesetz, das die Na-
tionalsozialistische Deut-
sche Arbeiterpartei und ihre
Gliederungen formell auflös-
te und jede Wiederbetäti-
gung in deren Sinn unter
schwere Strafen stellte.

Alle ehemaligen Mitglie-
der der Partei und ihrer
Kampfverbände – rund
523.000 – mussten sich re-
gistrieren lassen. Schwer
belasteten Nazis und den
„Illegalen“ der Zeit von 1933

bis 1938 wurden Sühnefol-
gen wie Arbeits- und Geld-
leistungen auferlegt. Rund
150.000 Beamte, die der
NSDAP angehört hatten,
wurden entlassen.

Der einsetzende Kalte
Krieg zwischen dem sowjeti-
schen Machtblock und den
USA, begleitet von der
Angst, Ostösterreich könnte
ins Vorfeld der Volksdemo-
kratien eingegliedert wer-
den, und überhaupt die
Überzeugung, dass ein so
hoher Prozentsatz – mit den
erwachsenen Angehörigen
fast ein Viertel des Wahl-
volks – nicht dauernd im po-
litischen Abseits gehalten
werden konnte, führte dazu,
dass im April 1948 mit ei-
nem Amnestiegesetz die
Sanktionen gegen 482.000
Registrierte aufgehoben
wurden.

Sie erhielten also auch das
Wahlrecht zurück. Das hatte
ein heftiges Werben der Par-
teien um die Stimmen der
Exnazis zur Folge. Die ÖVP,
die bereits eine eigene Ne-
benorganisation als Auf-

fanglager für „Ehemalige“
und Heimkehrer aufbaute,
schien dabei die besseren
Chancen zu haben. Deshalb
glaubte man in der SPÖ, dem
Zustrom zum bürgerlichen
Lager durch die Zulassung
einer vierten Partei, für die
sich bereits Proponenten
meldeten, vorbeugen zu
können.

Gründung des VdU
Mit Zustimmung der Al-

liierten und mit tatkräftiger
Unterstützung des sozial-
demokratischen Innenmi-
nisters Oskar Helmer wurde
1949 der „Verband der Un-
abhängigen“ (VdU) aus der
Taufe gehoben. Neben bür-
gerlich-liberal Gesinnten
(wie dem VdU-Gründer Her-
bert Kraus) und alt geworde-
nen Deutschnationalen (wie
dem „Landbund“-Obmann
und Exvizekanzler Karl
Hartleb) sammelten sich in
ihm viele ehemalige Natio-
nalsozialisten; allerdings
fanden andere auch in die
Parteien, die die Republik
gegründet hatten.

Und während die ÖVP in
den ihr nahe stehenden CV-
Verbindungen über ein si-
cheres Nachwuchspotenzial
verfügte, suchte die SPÖ ein
solches im Bund Sozialisti-
scher Akademiker aufzu-
bauen, wobei die Aufnahme
ehemaliger Nazis ziemlich
unkritisch erfolgte. Aber
auch ganz allgemein trugen
die Angst vor der Sowjetuni-
on, die Aussperrung der
Nachbarländer hinter Sta-
lins Eisernem Vorhang dazu
bei, dass über die eben zu-
rückliegende Vergangenheit
nicht mehr allzu viele Worte
verloren wurden.

Dennoch – die National-
ratswahl enttäuschte die
Hoffnungen der beiden
Großparteien: Die ÖVP sank
von 85 auf 76 Mandate, der
SPÖ verhalf das aber nicht
zur Mehrheit, sie fiel eben-
falls von 77 auf 65 Abgeord-
netensitze; der VdU zog auf
Anhieb mit 16 Mandaten als
Oppositionspartei ins Par-
lament ein.

Lesen Sie morgen: Das „Va-
terland“, wie es die Burschen-

schafter sehen.
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voll erhalten, welchem sui generis – als Angehöriger unzeitgemäße „Urangst“.

Burschenschafter-„Vaterland“
Über den bis heute andauernden

Deutschnationalismus der schlagenden
Studentenverbindungen schreibt Manfred

Scheuch in der heutigen Folge seiner Serie
zur Geschichte dieser Ideologie.

Von der Polizei im Na-
men der Versamm-
lungsfreiheit durch

Absperrungen in der In-
nenstadt beschützt, zogen
heuer am 8. Mai Burschen-
schafter „in voller Wichs“,
farbentragende Studenten
und „alte Herren“ der so ge-
nannten schlagenden Ver-
bindungen sowie andere
akademische Sympathisan-
ten mit Fackeln vom Josefs-
platz zum Schweizerhof, um
dort am Jahrestag der Kapi-
tulation der deutschen
Wehrmacht 1945 in einer
Trauerfeier der Toten des
Zweiten Weltkriegs zu ge-
denken.

Einer der Redner zu die-
sem Anlass war der Volks-
anwalt Ewald Stadler, der
dort aufforderte, „gegen die
Tabus der durch nichts und
niemanden legitimierten
Moral der Political Correct-
ness“ anzutreten und „Mut
zu einem enttabuisierten
Umgang mit unserer Ge-
schichte, wie dies Horst
Mahler in Deutschland getan
hat“, aufrief. (Mahler, verur-
teilter RAF-Terrorist, von
links- zu rechtsextrem ge-
wandelt, verbreitet in
Deutschland neonazistische
Hetzschriften.)

Bei einer Sonnwendfeier
wenige Wochen später rüt-
telte derselbe Stadler be-
kanntlich mit seiner provo-
kativen Gleichstellung der
Unfreiheit unter Adolf Hitler
und der alliierten Besatzung
1945 am Grundkonsens der
Zweiten Republik.

Die schlagenden Verbin-
dungen sind eine Kader-
schmiede der FPÖ; viele
freiheitliche Politiker kom-
men aus ihren Reihen.
Ideologisch haben sie sich
ihren seit den Freiheitskrie-
gen gegen Napoleon gepfleg-
ten Deutschnationalismus

Wechsel sie sonst auch im-
mer unterworfen waren. Die
erste Korporation wurde
1814 in Jena gegründet.

In Österreich von Metter-
nich verboten, waren die
Burschenschafter 1848 auch
in Wien eine Speerspitze der
bürgerlich-nationalen Re-
volution. Gegen das Ende
des Jahrhunderts hatte auch
sie der Antisemitismus voll
erfasst. Als Auffangbecken
der verbotenen Nazipartei
wurden auch Burschen-
schaften 1933/34 vom Doll-
fuß-Regime verboten. 1938
gingen sie mit fliegenden
Fahnen im totalitären Deut-
schen Studentenbund auf.
1945 blieben sie vorerst ver-

boten, im Zeichen der Ver-
einsfreiheit aber wurden sie
wiedergegründet.

Im Unterschied zu den ka-
tholischen CV-Studenten-
verbindungen bezeichnen
sie sich als „schlagende“,
weil dem Vollmitglied die
Mensur, ein Säbelzwei-
kampf, abverlangt wird, bei
dem Blut fließen muss, wo-
für dann die „Schmisse“ im
Gesicht lebenslang Zeugnis
ablegen. Die Mensur soll die
Bereitschaft ausdrücken, im
Ernstfall das Blut für das Va-
terland zu opfern.

Was dieses „Vaterland“
ist, hat Haiders zeitweiliger
ideologischer Berater An-
dreas Mölzer, Mitglied der
„Vandalia Graz“, 1990 so
präzisiert: „Der Korporati-
onsstudent in Österreich ist

einer deutschen Korporation
– bereits eine lebende An-
klage gegen die große Le-
benslüge der Zweiten Öster-
reichischen Republik. Den
allzu opportunistischen
Ausstieg aus der deutschen
Geschichte und der deut-
schen Verantwortung, den
die ,österreichische Nation‘
nach 1945 vollziehen wollte,
und die damit verbundene
Lebenslüge stellt eben jener
infrage, der sich weiter als
Deutscher bekennt.“

Dass diese großdeutschen
Bekenntnisse immer wieder
mit Nazinostalgie zusam-
menfließen, lässt sich viel-
fach bekunden. Etwa wenn
eine Wiener Burschenschaft
noch 1971 den „Anschluss“
als Verwirklichung des
„Traumes der Deutschen
vom großen Reiche aller
Deutschen“ bezeichnet,
wenn die Grazer „Arminia“
noch immer das Andenken
ihres Bundesbruders, des als
Haupttäter im Nürnberger

Kriegsverbrecherprozess
verurteilten und hingerich-
teten Ernst Kaltenbrunner,
hochhält oder wenn Bur-
schenschafter im Kreis um
den späteren NDP-Gründer
Norbert Burger in die zweite,
nicht mehr autochthone und
nur gegen Sachen gerichtete,
sondern blutige Terrorwelle
in Südtirol verwickelt wa-
ren. Auch der erste politi-
sche Tote der Zweiten Re-
publik bei den Demonstra-
tionen gegen den antisemiti-
schen Professor Taras Boro-
dajkewycz war Opfer eines
gewalttätigen Korporations-
studenten.

Wie die Burschenschafter
in ihrer Mehrzahl das sie
verbindende Motto „Ehre,
Freiheit, Vaterland“ weiter-
hin verstehen, lässt sich an
dem bei ihren Festveranstal-
tungen gesungenen „Bun-
deslied“ ermessen, das mit
den Worten anhebt: „Vater-
land, du Land der Ehre, stol-
ze Braut mit freier Stirn, dei-
nen Fuß benetzen Meere,
deinen Scheitel krönt der
Firn . . .“
Lesen Sie morgen: Kärntens
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Kärntens unzeitgemäße „Urangst“
Warum sich so viele nicht slowenische

Kärntner seit der Monarchie in Abgrenzung
zur Minderheit bis heute als deutsch(-national)
definieren, beschreibt Manfred Scheuch in der

heutigen Folge seiner Zeitgeschichteserie.

Heuer ist es dreißig Jah-
re her, dass in einer
Oktobernacht des Jah-

res 1972 die damals aufge-
stellten, schon im Staatsver-
trag von 1955 (!) festgelegten
zweisprachigen topografi-
schen Aufschriften in Süd-
kärnten im so genannten
„Ortstafelsturm“ zerstört
wurden. Und seit einigen
Monaten bilden die Ortsta-
feln wieder Konfliktstoff.
Denn der Verfassungsge-
richtshof hat das seitens der
Regierung Kreisky dann er-
folgte Zugeständnis, in nur
noch 91 (statt der ursprüng-
lich vorgesehenen 205)
Siedlungen mit mindestens
25 Prozent Slowenischspra-
chigen solche Tafeln aufzu-
stellen, für unzureichend be-
funden und zehn Prozent als
Maßstab verlangt.

Die Slowenenvertreter
verlangten daraufhin Tafeln
in 294 Orten, der Kärntner
Landeshauptmann Jörg Hai-
der wies das zunächst abrupt
zurück, aber auch die zwei
anderen im Landtag vertre-
tenen Parteien, offensicht-
lich des „Kärntner Klimas“
bewusst, waren für Ver-
handlungen. Dabei dürfte
nach dem letzten Stand der
Dinge wieder ein Kompro-
miss herauskommen.

„Kärnten ist anders“,
könnte man einen auf Wien

gemünzten Slogan abwan-
deln. Das hat nicht unmittel-
bar mit der Nazizeit zu tun.
Wenn man die Karte der
Wahlergebnisse der zweiten
und letzten allgemeinen
Wahlen in der Monarchie
(1911) betrachtet, fällt auf:
Sämtliche ländliche Wahl-
kreise zeigen eine christlich-
soziale Mehrheit, Wien und
einige Industriestädte sind
mehrheitlich sozialdemokra-
tisch. Nur Kärnten bildet ei-
ne Ausnahme: Alle Wahl-
kreise (mit Ausnahme des ro-
ten Villach) schickten Abge-
ordnete der Deutschen
Volkspartei ins Parlament,
der Südkärntner Wahlkreis
slowenische Klerikale.

Der in den letzten Jahr-
zehnten der Monarchie hef-
tig geführte Nationalitäten-
kampf hatte also auch Kärn-
ten nicht verschont. Als bei
deren Zusammenbruch slo-
wenische Truppen Südkärn-
ten besetzten, wurden sie in
einem – danach geradezu
mythisch erhöhten – Ab-
wehrkampf zurückgeschla-
gen; das wieder hatte den
Einmarsch der serbischen
Armee und schließlich 1920
die Volksabstimmung zur
Folge, bei der sich 59 Prozent
der Südkärntner (unter ih-
nen schätzungsweise auch
10.000 der Slowenen) für Ös-
terreich entschieden.

Den Kärntner Slowenen
wurde das schlecht gedankt:
Eine Autonomie für sie lehn-
te die Republik ab, ihre Zahl
reduzierte sich von 66.000
(1910) auf 27.000 (1934), wo-
bei der Assimilationsdruck
vor allem soziale und wirt-
schaftliche Gründe hatte.

Jene, die weiterhin perma-
nent die Gefahr einer Tei-
lung, einer Slowenisierung
Kärntens an die Wand mal-
ten, waren extreme Deutsch-
nationale, die sich berufen
fühlten, die „Südmark“ des
Deutschtums zu verteidigen.
Die antislawische Haltung,

von der auch die Arbeiter-
bewegung nicht verschont
blieb, war ungebrochen und
erhielt auch eine – in ande-
ren ländlichen Gebieten Ös-
terreichs so nicht gekannte –
antiklerikale Note, weil die
Kirche als Hüterin des Slo-
wenentums gesehen wurde.

Die Kärntner „Urangst“
(eine solche stünde eher den
Slowenen zu, insbesondere
nach den Verfolgungen unter
der Hitlerherrschaft) bekam
neue Nahrung, als Jugosla-
wien nach 1945 erneut An-
sprüche auf Südkärnten
stellte. Im Staatsvertrag
musste sich Belgrad mit den
Schutzbestimmungen des

Staatsvertrags bescheiden.
Die große Organisation des
„Kärntner Heimatdienstes“,
der sich als „Dachverband
aller heimattreuen Kärnt-
ner“, dem zahlreiche Vereine
angehören, betrachtet, hält
die Traditionen des Abwehr-
kampfes und der Volksab-
stimmung hoch, denen sich
keine Partei verschließen
kann.

Die „völkische“ deutsch-
nationale Orientierung wur-
de weitgehend verinnerlicht,
konnte doch der Gegensatz
zu den slowenischen Kärnt-
nern nur als „deutsch“ defi-
niert werden, weil ja keiner
der beiden Sprachgruppen
das Österreichersein abge-
sprochen werden kann. Dem
konnten sich auch die lange
vorherrschenden Sozialde-
mokraten nicht entziehen,
wie der vergebliche Versuch
des Landeshauptmanns
Hans Sima, der 1974 über die
Ortstafeln stürzte, zeigte.

Dass es schließlich Jörg
Haider – mit einer selbst ver-
schuldeten Unterbrechung –
zweimal an die Landesspitze
schaffte, war nicht zuletzt
eine Konsequenz aus diesem
ungelösten Kärntner Seelen-
zustand. Vielleicht wird erst
die EU-Integration des klei-
nen, von jugoslawischem
Machtanspruch geheilten
Slowenien auch die ange-
sichts von nur noch 13.000
Sprachslowenen ohnehin
völlig anachronistisch ge-
wordenen deutschnationa-
len Quellen der Urangst ver-
siegen lassen.
Morgen: „Österreich zuerst“ –
deutschnational neu?
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„Österreich zuerst“ – Deutschnational neu?
Über den Wandel im „nationalen Lager“ vom
Verband der Unabhängigen bis zur zuletzt
Österreich-patriotisch gewordenen FPÖ mit

deutschnationalen Rückfällen schreibt
Manfred Scheuch im heutigen Serienteil.

Der 1949 gegründete
Verband der unabhän-
gigen (VdU) sah sich

als Interessenvertretung ehe-
maliger Nationalsozialisten,
Heimkehrer, Heimatvertrie-
bener und politisch Unzu-
friedener; in letzterer Rolle
zeigte er sich 1950, als er zu-
sammen mit der KPÖ den
Oktoberstreik auslöste.

Die VdU-Führung war eine
gemischte Gesellschaft, doch
stand dem Parteigründer
Herbert Kraus eine Mehrheit
„Ehemaliger“ und Deutsch-
nationaler gegenüber, die mit
dem VdU die Traditionen des
„Dritten Lagers“ im öster-
reichischen Parteienspek-
trum wieder aufleben lassen
wollten. Kraus musste, wie
Jahrzehnte Jahre später Hei-
de Schmidt, die Erfahrung
machen, dass in Österreich
für Liberalismus offenbar
kein Platz ist. Nach internen
Streitigkeiten erfolgte 1956,
mit der Umwandlung des
VdU in die Freiheitliche Par-
tei Österreichs (FPÖ) „die
lange vorbereitete ,Macht-
übernahme‘ durch einen
kleinen Kreis von Rechtsex-
tremisten und ehemaligen
Naziführern“ (so Kraus).

Immerhin versuchte
Friedrich Peter, der dem ho-
hen ehemaligen NS-Funk-
tionär Anton Reinthaller als
FP-Obmann gefolgt war, trotz

seiner einstigen Zugehörig-
keit zur Waffen-SS durch ei-
ne gemäßigte Haltung die
schrumpfende Partei aus ih-
rer innenpolitischen Isolati-
on zu lösen. Dies führte zur
Abspaltung der rechtsextre-
men NDP Norbert Burgers,
die aber bis zu ihrem Verbot
(1988) mit FP-Funktionären
in enger Verbindung blieb.

Wie der VdU, so hielt auch
die FPÖ an einer deutschna-
tionalen Ideologie fest. Sie
machte aus ihrer Ablehnung
einer „österreichischen Na-
tion“ kein Hehl, obwohl sich
zu dieser nach Stärkung des
österreichischen Selbstbe-
wusstseins durch Staatsver-
trag, Neutralitätserklärung
und Wirtschaftsaufschwung
bereits eine Mehrheit der Be-
völkerung bekannte.

„Volksgemeinschaft“
Das im Staatsvertrag fest-

gelegte Anschlussverbot und
das Verbot faschistischer
und großdeutscher Propa-
ganda versuchte die FPÖ
noch im Programm von 1985
so zu umschiffen: „Die bei
weitem überwiegende
Mehrheit der Österreicher
gehört der deutschen Volks-
und Kulturgemeinschaft an.
Diese Tatsache bleibt beste-
hen, obwohl sie als Folge ei-
nes verhängnisvollen Kapi-
tels deutscher Geschichte in

Österreich vielfach ver-
drängt wird.“

Bruno Kreisky bot dem FP-
Obmann Peter für die Dul-
dung einer SPÖ-Minder-
heitsregierung 1970 ein
minderheitsfreundlicheres

Wahlrecht; nach schwedi-
schem Vorbild wollte er eine
lang dauernde sozialdemo-
kratische Führungsrolle
durch die Option zwischen
zwei bürgerlichen Parteien
sichern. Die SPÖ-Absolute
1971 verhinderte FP-Hoff-

nungen auf einen Regie-
rungseintritt, doch 1983 kam
dies zum Tragen, als die da-
mals freilich auf liberalem
Kurs segelnde FP Norbert
Stegers dem Kabinett Sino-
watz als Partner in einer
„kleinen Koalition“ die Par-
lamentsmehrheit absicherte.

Die FP-Funktionärsbasis
und wohl auch viele FP-
Wähler waren jedoch mit
diesem „Linksruck“ ihrer
Führung keineswegs einver-
standen. So kam es 1986 auf
dem Innsbrucker Parteitag
zur Überrumpelung Stegers
und zur Wahl Jörg Haiders.
Dieser hatte schon als 16-jäh-
riger Mittelschüler einen Re-
dewettbewerb des Turner-
bundes mit dem Referat
„Sind wir Österreicher Deut-

sche?“ gewonnen. Noch 1988
nannte er die österreichische
Nation in einem ORF-Inter-
view „eine ideologische
Missgeburt“.

Die Erkenntnis, dass
Deutschnationalismus in Ös-
terreich längst nicht mehr
mehrheitsfähig war, veran-
lasste ihn jedoch zu einem
Kurswechsel: Mit dem na-
tional-populistischen „Ös-
terreich zuerst“ wurde die
Ausländerfeindlichkeit zum
zugkräftigen Hauptkampf-
mittel gegen die große Koali-
tion. Traditionelle Deutsch-
tümler, die Haider mit auf
den Schild gehoben hatten,
wurden aus der Partei hi-
nausgeekelt.

Weniger zurückhaltend
blieb der FP-Chef allerdings
bei NS-Sympathiebezeugun-
gen wie der „ordentlichen
Beschäftigungspolitik des
Dritten Reiches“ oder der
Einreihung Churchills in die
Monstergalerie Hitler/Stalin.
Dass dennoch der alte
Deutschnationalismus nicht
aus den Köpfen so mancher
FP-Funktionäre verschwun-
den ist und die Verbindung
zum Nazismus dann nicht
weit ist, zeigen die Äußerun-
gen der jüngsten Zeit, die im
„einfachen Parteimitglied“
stets einen Verteidiger fin-
den. Wie auch anders, sah
doch der Kärntner Landes-
hauptmann (in seiner ersten,
abrupt beendeten Funkti-
onsperiode) 1990 „die deut-
sche Wiedervereinigung in
der kleinen Version“ ver-
wirklicht.

Morgen: Letzter Serienteil –
Nation ohne Nationalismus
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Eine Nation ohne Nationalismus
Für die große Mehrheit der Österreicher ist

die Überzeugung, einer eigenen Nation
anzugehören, nach und nach selbst-

verständlich geworden, schreibt Manfred
Scheuch zum Abschluss seiner Serie.

Analysen zweier politi-
scher Denker, die in
den Dreißigerjahren

darlegten, dass dem öster-
reichischen Staat nur eine
österreichische Nation dau-
ernden Bestand verleihen
könne, blieben weithin un-
bekannt und ohne Chance.
Der Katholik Ernst Karl Win-
ter (1895–1959) wollte Öster-
reich als „soziale Monarchie“
erneuert sehen; er suchte die
Versöhnung mit der sozial-
demokratischen Arbeiter-
schaft und machte sich so bei
der austrofaschistischen
Führung unbeliebt.

Der Kommunist Alfred
Klahr (1904–44) leitete – in
der Illegalität – aus Thesen
Stalins die Existenz eines
von dem deutschen unter-
scheidbaren österreichi-
schen Nationsbegriffs ab; im
Hintergrund stand damals
der Wunsch der Sowjets, mit
„Volksfront“�Regierungen

einen Cordon gegen Hitler-
Deutschland aufzubauen.

1945, nach den Schrecken
des Krieges und der Tyran-
nei, war zweifellos die Mehr-
heit der Menschen für das
Wiedererstehen eines unab-
hängigen Österreich; die
Meinung darüber, ob die Ös-
terreicher auch eine eigene
Nation seien, waren geteilt.

Es gab sinnvolle Versuche,
das Selbstbewusstsein der
Österreicher durch Rückbli-
cke auf die Geschichte – so
1946 die Ostarrichi-Feiern
„950 Jahre Österreich“ – zu
heben, und auch lächerliche
wie die Anordnung des VP-
Ministers Felix Hurdes, in
den Schulzeugnissen das
„Deutsch“ durch „Unter-
richtssprache“ zu ersetzen.

Gestärkte Identität
Noch bei Abschluss des

Staatsvertrags waren erst
wenig über 40 Prozent vom
Nationsstatus der Österrei-
cher überzeugt. Der Abzug
der Besatzungstruppen und
die Neutralitätserklärung
stärkten das Bewusstsein ei-
ner von den Deutschen un-
abhängigen österreichischen
Identität. Durch Bruno

Kreisky, der dem kleinen
Land Weltgeltung verschaff-
te, wuchs dieses Selbstbe-
wusstsein. Zur Frage der Na-
tion hatte er, dem patheti-
scher, rückwärts gewandter
Patriotismus fern lag, einen
ebenso volksverbundenen
wie pragmatischen Zugang:
mit einer Nationalbank, ei-
ner Nationalmannschaft, als
Mitglied der Vereinten Na-
tionen – wie sollte Österreich
da keine Nation sein?

So verdrängte die westli-
che Definition des Staates als
Nation immer mehr die völ-
kische. Wobei anzumerken
ist, dass auch jene Nations-
definition ihre Tücken hat,
weil sie oft aus Nationalis-
mus geboren ist: Sie hindert
Frankreich daran, den Euro-

paratsbeschluss über Förde-
rung von Sprachminderhei-
ten zu ratifizieren, und er-
laubt der Türkei, die Existenz
eines kurdischen Volkes ge-
waltsam zu ignorieren. Die
Österreicher sind dagegen
gefeit, weil sie dem Deutsch-
nationalismus, um ihr Land
zu lieben, keinen öster-
reichischen Nationalismus
entgegenzusetzen brauchen.

Freilich ergeben sich da-
raus mitunter terminologi-
sche Schwierigkeiten: Dass
Kreisky von einer „öster-
reichischen Minderheit in
Italien“ sprach, war mit dem
Anspruch Österreichs als
„Schutzmacht“ vor der UNO

zwar unumgänglich, hat aber
die Selbstdefinition der Süd-
tiroler und die seitens des
italienischen Staates nicht
geändert. Und gegenüber un-
serer slowenischen Minder-
heit wäre die Bezeichnung
der Mehrheit als „öster-
reichisch“ falsch und dis-
kriminierend.

Dennoch sollten sowohl
die Existenz eines Staates
Deutschland als auch die
Last der Geschichte Österrei-
chern nicht erlauben, sich
als Deutsche zu bezeichnen.
Dies ist nämlich nicht nur
missverständlich, sondern
könnte auch – hüben und
drüben – überwunden ge-
glaubte Ansprüche wecken.
Schließlich nennen sich ja
auch Amerikaner oder Kana-
dier mit der Muttersprache
Englisch nicht Engländer,
obwohl die atlantische Dis-
tanz dies leichter machte als
der geschlossene Sprach-
raum, in dem noch dazu an
den Grenzen hüben und
drüben die gleichen Dialekte
gesprochen werden.

Die Überwindung des
Deutschnationalismus ist ei-
ne Überwindung der Defini-
tion der Nation aus der Spra-
che, ist aber auch ungleich
mehr: Denn der Deutschna-
tionalismus wurde durch
den Nationalsozialismus ein
für allemal diskreditiert.

Österreich hat nach 1945
gezeigt, dass man – entgegen
einer verbreiteten Meinung –
aus der Geschichte sehr wohl
lernen kann. Nation ohne
Nationalismus zu sein könn-
te beispielhaft werden für
das Zusammenleben in ei-
nem Europa, in dem Sprach-
grenzen keine Trennlinien
sind und Staatsgrenzen mit
der Zeit überhaupt obsolet
werden. Ende der Serie

Teil 13

DER TANDARDSQuelle:APA, Fessel+GfK

Nationalbewusstsein
„Die Österreicher sind
eine Nation”

Zustimmung
in %

„Eine Nation beruht auf ...“

’01’64 ’99’70 ’80 ’90 ’93 ’96 ’00

47

66 67
74

80 78
83

77 79

69

22 8

... der Zustimmung der
Menschen zum
jeweiligen
Staat

K. A.

... der gemeinsamen Sprache, egal,
wo die Menschen leben


